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Am 4. März 2019 kündigte der Minister für Kommunikation, Klima und Umwelt,
Richard Bruton, an, er werde ein neues Onlinesicherheitsgesetz einbringen, um
die Onlinesicherheit zu verbessern und sicherzustellen, dass Kinder im Internet
geschützt werden können.

In seiner Ankündigung des Gesetzesvorschlags erklärte der Minister,
„Digitaltechnologie verändert die Welt, in der wir arbeiten, leben und lernen“ und
„bietet große Möglichkeiten für uns alle“, sie „birgt aber auch neue Risiken, die es
früher nicht gab.“

Minister Bruton stellte klar, „die gegenwärtige Situation, in der Online- und Social-
Media-Unternehmen keinerlei Aufsicht oder Regulierung durch den Staat in Bezug
auf die Inhalte, die auf ihren Plattformen geteilt werden, unterliegen, ist nicht
länger tragbar.“ Der Minister fügte hinzu, er glaube, „das Zeitalter der
Selbstregulierung in diesem Bereich ist vorbei und ein neues
Onlinesicherheitsgesetz ist erforderlich.“

Der Minister bekräftigte, er werde ein Onlinesicherheitsgesetz einbringen, welches
darlege, wie sicherzustellen sei, dass Kinder im Internet sicher sind. Dies bedeute
„eine eindeutige Erwartung an Diensteanbieter, angemessene Schritte zu
unternehmen, um die Sicherheit der Nutzer ihrer Dienste zu gewährleisten.“ Zu
diesem Zweck schlägt der Minister vor, dass eine Regulierungsstelle, ein
Onlinesicherheitskommissar, das neue System beaufsichtigt.

Der Minister schlägt des Weiteren eine Reihe von Kategorien schädlicher Online-
Inhalte vor, die planmäßig anzugehen sind. Dazu gehören schweres Cyber-
Mobbing eines Kindes einschließlich Inhalte, die schwer bedrohend,
einschüchternd, schikanös oder demütigend sind, Material, das Selbstverletzung
oder Selbstmord fördert, sowie Material, das zu einem andauernden
Nahrungsentzug aufruft, was zur Folge hätte, dass eine Person einem tödlichen
Risiko ausgesetzt wäre oder ihre Gesundheit bedroht würde.

Ein Onlinesicherheitsgesetz würde nach Aussagen des Ministers neue
Anforderungen an Betreiber stellen, einen Sicherheitskodex für das Internet
anzuwenden, nach dem sie die Schritte darlegen müssten, die sie unternehmen,
um ihre Nutzer im Internet zu schützen. Es würde darüber hinaus eine Reihe von
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Fragestellungen wie ein Verbot von Cyber-Mobbingmaterial und die Bereitstellung
eines Beschwerdemechanismus beinhalten, über den Nutzer verlangen können,
dass Material in bestimmten Zeitrahmen entfernt wird..

Der Minister schlägt weiterhin vor, dem Onlinesicherheitskommissar eine Reihe
von Befugnissen zu übertragen, unter anderem die Befugnis zu bestätigen, dass
ein Kodex für Sicherheit im Internet entweder „seinen Zweck erfüllt“ oder
„Änderungen erfordert“ sowie die Befugnis, regelmäßige Berichte von der
Industrie zu einer Reihe von Fragen wie Inhaltemoderation und zur Prüfung und
Entscheidung von Beschwerden zu verlangen. Das Onlinesicherheitsgesetz würde
dem Onlinesicherheitskommissar darüber hinaus die Befugnis einräumen,
Internet- und Social-Media-Unternehmen anzuweisen, Inhalte, die gegen
vereinbarte Kodizes verstoßen, in einem festen Zeitrahmen nach Eingang einer
Beschwerde eines Nutzers, der mit der Reaktion, die er auf eine Beschwerde an
den Diensteanbieter erhalten hat, nicht einverstanden ist, nach einer
Entscheidung des Kommissars zu entfernen. Des Weiteren wird vorgeschlagen,
dem Onlinesicherheitskommissar die Befugnis einzuräumen, im Falle der
Nichtbefolgung Bußgelder gegen Dienstebetreiber zu verhängen.

Der Minister kündigte an, er werde eine „kurze sechswöchige Konsultationsphase“
einleiten, deren Ziel darin bestehe, die Ansichten von Bürgern und
Interessenträgern hinsichtlich eines „erreichbaren, verhältnismäßigen und
effektiven Ansatzes zur Regulierung schädlicher Inhalte, insbesondere im
Internet“ einzuholen. Nach der Konsultationsphase werde er eine Gesetzesvorlage
bei der Regierung einbringen, die einen detaillierten Plan enthalten werde, wie
Fortschritt zu erreichen sei.

Department of Communications, Climate Action and Environment,
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“Public Consultation on the Regulation of Harmful Online Content and
the Implementation of the revised Audiovisual Media Services
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https://dccae.gov.ie/en-ie/communications/consultations/Pages/Regulation-of-
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Harmful-Online-Content-and-the-Implementation-of-the-revised-Audiovisual-Media-
Services-Directive.aspx

Ministerium für Kommunikation, Klimawandel und Umwelt, „Öffentliche
Konsultation zur Regulierung schädlicher Onlineinhalte und zur Umsetzung der
überarbeiteten Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste“
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